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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

ErbbauRG §§ 27, 28; BGB §§ 875, 889; GBO 
§ 19 
Entschädigungsanspruch des Erbbaube-
rechtigten nach Erlöschen des Erbbaurechts; 
kein Erlöschen des Entschädigungsanspruchs 
durch Konfusion

I. Sachverhalt 
An einem Grundstück war ein Erbbaurecht be-
stellt. Dieses war bis zum 31.12.2019 befristet und ist 
abgelaufen. Grundstückseigentümer und Erbbaube-
rechtigter sind personenidentisch. Das Erbbaugrund-

buch ist lastenfrei. Im Grundstücksgrundbuch ist 
lediglich das abgelaufene Erbbaurecht eingetragen. 
Das Erbbaugrundbuch soll geschlossen und das Erb-
baurecht im Grundstücksgrundbuch gelöscht werden, 
sodass fortan nur noch ein „normales“ Grundstück 
besteht. Entsprechendes hat der Grundstückseigen-
tümer/Erbbauberechtigte formgerecht bewilligt und 
beantragt. Das Grundbuchamt verlangt darüber hi-
naus eine öff entlich beglaubigte Erklärung dahin-
gehend, dass der Antragsteller auf den Entschädi-
gungsanspruch gem. § 27 Abs.  1 S.  1 ErbbauRG ver-
zichtet.

II. Fragen
1. Kann dem Erbbauberechtigten gegen sich selbst als 
Grundstückseigentümer eine Ent schädigungsforderung 
nach Erlöschen des Erbbaurechts zustehen oder ist nicht 
vielmehr von einer Konfusion auszugehen?
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2. Kann das Grundbuchamt auf einer ausdrücklichen 
Verzichtserklärung bestehen oder genügt bereits die ab-
gegebene Bewilligung (nebst Antrag) auf Löschung des 
Erbbaurechts im Grundstücksgrundbuch sowie Schlie-
ßung des Erbbaurechtsgrundbuchs?

III. Zur Rechtslage
1. Kein Erlöschen des Entschädigungsanspruchs 
durch Konfusion
Beim Entschädigungsanspruch gem. §  27 Abs. 1 
S. 1 ErbbauRG handelt es sich nach mittlerweile ganz 
herrschender und insbesondere vom BGH vertretener 
Ansicht nicht um einen schuldrechtlichen Anspruch, 
sondern um ein dingliches Sicherungsmittel eigener 
Art, das seinem Wesen nach einer Reallast ähnlich 
ist (vgl. BGH DNotZ 2013, 850 Tz. 17 u. 18; DNotI-
Abrufgutachten Nr.  144938; MünchKommBGB/
Heinemann, 8.  Aufl .  2020, §  27 ErbbauRG Rn.  6; 
Ingenstau/Hustedt/Bardenhewer, ErbbauRG, 11. Aufl . 
2018, § 28 Rn. 5; v. Oefele/Winkler/Schlögel, Handbuch 
Erbbaurecht, 6.  Aufl .  2016, §  5 Rn.  237; Staudinger/
Rapp, BGB, 2017, § 28 ErbbauRG Rn. 1). Daher kommt 
ein Erlöschen der Entschädigungsforderung infolge 
Konfusion nicht in Betracht. Vielmehr gilt der sachen-
rechtliche Grundsatz, dass eine dingliche Rechtsposition 
nicht dadurch untergeht, dass der Eigentümer des be-
lasteten Grundstücks und der Inhaber des belastenden 
Rechts personenidentisch sind, §  889 BGB. Die Ent-
schädigungsforderung tritt vielmehr im Wege der ding-
lichen Surrogation an die Stelle des durch Zeitablauf 
erloschenen Erbbaurechts und nimmt dessen Rangstelle 
auf dem Erbbaurechtsgrundstück ein, § 28 ErbbauRG 
(vgl. MünchKommBGB/Heinemann, §  27 ErbbauRG 
Rn.  4; v. Oefele/Winkler/Schlögel, §  5 Rn.  236).

2. Konkludenter Verzicht auf Entschädigungsforde-
rung
Im Grundsatz ist dem Grundbuchamt also darin zu-
zustimmen, dass es einer Aufgabeerklärung (i.  S.  v. 
§ 875 Abs. 1 S. 1 BGB, § 19 GBO) in Ansehung der 
reallastähnlichen Entschädigungsforderung bedarf. 
Im Gegensatz dazu zielt die Löschungsbewilligung be-
treff end das noch im Grundstücksgrundbuch eingetra-
gene Erbbaurecht eigentlich „nur“ auf die Berichtigung 
des Grundbuchs; denn infolge Zeitablaufs ist das Erb-
baurecht materiell-rechtlich bereits untergegangen und 
das Grundbuch insoweit unrichtig geworden.

Das Grundbuchamt hat allerdings nicht nur das Recht, 
sondern auch die Pfl icht, die ihm vorgelegten urkund-
lichen Erklärungen auszulegen und den wirklichen 
Willen zu erforschen (vgl. OLG Zweibrücken DNotZ 
1997, 325; OLG München NJOZ 2012, 1727, 1728; 
BGH DNotZ 2014, 513 Tz. 10; BeckOK-GBO/Holzer, 
Std.: 15.12.2019, § 19 Rn. 47; Keller, in: Keller/Munzig, 

Grundbuchrecht, 8. Aufl . 2019, Teil 1 § 2 Rn. 88). In 
Fällen, in denen weder eine Personenmehrheit noch eine 
Personenverschiedenheit besteht, wenn also der Allein-
eigentümer des Erbbaugrundstücks zugleich der allei-
nige Inhaber des Entschädigungsanspruchs ist, kann 
das Grundbuchamt nach unserem Dafürhalten keine 
ausdrückliche Aufgabeerklärung verlangen. Vielmehr 
hat es bei verständiger Würdigung des Lebenssachver-
halts die Löschungsbewilligung dahingehend auszu-
legen, dass der Bewilligende auch – also konkludent 
– auf die Entschädigungsforderung gem. §  27 Abs. 1 
S. 1 ErbbauRG verzichtet; denn an einer Durchsetzung 
dieses gegen sich selbst gerichteten Sicherungsmittels 
dürfte der Bewilligende regelmäßig weder ein wirt-
schaftliches noch ein rechtliches Interesse haben. Auf 
einer ausdrücklichen Aufgabeerklärung zu beharren, er-
schiene uns als unnötige „Förmelei“. In der notariellen 
Vertragsgestaltungspraxis sollte freilich zwischen der 
Berichtigung des Grundbuchs in Ansehung des unter-
gegangenen Erbbaurechts und der Aufgabe der real-
lastähnlichen Entschädigungsforderung unterschieden 
werden und sollte diese Unterscheidung in der Bewilli-
gung zum Ausdruck kommen – um Zwischenverfügun-
gen der vorliegenden Art zu vermeiden. 

3. Ergebnis
Im Ergebnis ist mithin festzuhalten, dass es sich bei 
dem Entschädigungsanspruch gem. §  27 Abs. 1 S. 1 
ErbbauRG um ein dingliches Sicherungsmittel eige-
ner Art handelt, das nicht durch Konfusion untergeht. 
Im Grundsatz bedarf es daher einer Aufgabeerklärung 
(i. S. v. § 875 Abs. 1 S. 1 BGB, § 19 GBO) in Ansehung 
dieses reallastähnlichen Rechts. Eine ausdrückliche 
„Verzichtserklärung“ erscheint uns indes entbehrlich, 
wenn der Alleineigentümer des Grundstücks, der zu-
gleich der einzige Erbbauberechtigte ist, die Löschung 
des durch Zeitablauf untergegangenen Erbbaurechts be-
willigt und beantragt. 

BGB §§ 1772 Abs. 1 S. 1 lit. c, 1741 Abs. 2 S. 3; 
TSG § 8
Adoption einer Volljährigen mit den Wirkun-
gen der Minderjährigenannahme; Zulässig-
keit der Stiefkindadoption nach Geschlechts-
umwandlung des Ehemanns 

I. Sachverhalt
Herr NN wurde als dem männlichen Geschlecht zu-
gehörig angesehen und trug den Vornamen B. Im 
März 2009 heiratete er Frau C NN.

Am 27.1.2017 beschloss das Amtsgericht auf der Grund-
lage des Transsexuellengesetzes (TSG), dass B NN fort-
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an den Vornamen A trägt und als dem weiblichen Ge-
schlecht zugehörig anzusehen ist. 

Nunmehr möchte die kinderlose A NN die (nichtehe-
liche) volljährige Tochter ihrer Ehefrau C NN als Kind 
annehmen, und zwar mit den Wirkungen der Minder-
jährigenannahme (§ 1772 Abs. 1 S. 1 lit. c BGB). Die 
Ehefrau würde dem zustimmen.

II. Frage
Ist die Annahme als Kind – wie gewünscht – möglich?

III. Zur Rechtslage
1. Volljährigenadoption nach § 1772 BGB
Im vorliegenden Fall soll eine Volljährigenadoption 
mit den Wirkungen einer Minderjährigenadoption 
i. S. v. § 1772 BGB beantragt werden. Diese Adoption 
zeitigt starke Wirkungen, d. h., es handelt sich um eine 
Volladoption, die den Angenommenen vollständig 
aus den bisherigen verwandtschaftlichen Beziehungen 
herauslöst und vollständig in die neue Ver wandtschaft 
eingliedert (vgl. §§ 1754 Abs. 1, 1755 Abs. 1 S. 1 BGB). 
Bei der Stiefkindadoption beschränkt sich das Er-
löschen der verwandtschaftlichen Beziehungen aller-
dings auf den anderen Elternteil und dessen Verwand-
te (vgl. § 1755 Abs. 2 BGB). Infolge der Volladoption 
würden daher gem. §  1755 Abs.  1 S.  1 BGB die 
Verwandtschafts beziehungen der Angenommenen zu 
ihrem leiblichen Vater und zu dessen Verwandten er-
löschen.

Bei Volljährigen bedarf es zwar nicht der Einwilligung 
der leiblichen Eltern (hier: des leiblichen Vaters) in die 
Adoption. Im Falle des §  1772 BGB müssen aber die 
Interessen der leiblichen Eltern Berücksichtigung fi n-
den (§ 1772 Abs. 1 S. 2 BGB). Dies gilt insbesondere 
für deren unterhaltsrechtliche Interessen. In dem Ad-
optionsverfahren, das auf Ausspruch einer Volljährigen-
adoption mit starken Wirkungen gerichtet ist, sind 
daher die leiblichen Eltern zwingend anzuhören (vgl. 
§§ 192 Abs. 2, 188 FamFG). 

2. Voraussetzungen der Stiefkindadoption
Für die Voraussetzungen der Volljährigenadoption gel-
ten grund sätzlich die Bestimmungen der Minderjäh-
rigenadoption entsprechend (vgl. §  1767 Abs.  2 S.  1 
BGB), namentlich im Hinblick auf die Adoptionsbe-
teiligten. Verheiratete Personen können daher grund-
sätzlich nur gemeinsam mit dem Ehegatten adoptieren 
(§ 1741 Abs. 2 S. 2 BGB). Die Einzelannahme durch 
eine verheiratete Person kommt nur in Be tracht bei der 
Annahme des Kindes des Ehegatten (Stiefkindadop-
tion, § 1741 Abs. 2 S. 3 BGB) oder in dem Fall, dass 
der Ehegatte kein Kind adoptieren kann (vgl. § 1741 
Abs. 2 S. 4 BGB). 

Im konkreten Fall stellt sich die Frage, ob die Voraus-
setzungen der Stiefkindannahme erfüllt sind. Dies 
ist zu bejahen, wenn zwischen dem Annehmenden 
und dem rechtlichen Elternteil des Kindes eine wirk-
same Ehe besteht (vgl. BeckOGK-BGB/Löhnig, 
Std.:  1.5.2019, §  1741 Rn. 81; MünchKommBGB/
Maurer, 8. Aufl . 2020, § 1741 Rn. 23). Dabei spielt es 
für die Zulässigkeit der Stiefkindadoption keine Rol-
le, ob es sich um ein eheliches, nichteheliches oder ad-
optiertes Kind handelt und ob der Ehegatte alleiniger 
Inhaber der elterlichen Sorge ist (MünchKommBGB/
Maurer, § 1741 Rn. 23).

Nach dem Sachverhalt haben die Beteiligten miteinan-
der im Jahr 2009 die Ehe geschlossen. Fraglich könnte 
nur sein, inwieweit die zwischenzeitliche Geschlechts-
umwandlung des Ehemanns in eine Frau daran etwas 
geändert hat. Mit der Einführung der „Ehe für alle“ 
zum 1.10.2017 (Gesetz zur Einführung des Rechts 
auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts 
v. 20.6.2017, BGBl. I, S. 2787) ist die Verschieden-
geschlechtlichkeit der Ehegatten nicht mehr We-
sensmerkmal der Ehe. Da auch ein gleichgeschlecht-
liches Paar nunmehr die Möglichkeit hat, eine Ehe 
zu schließen, wirkt sich eine Geschlechtsumwand-
lung während bestehender Ehe (oder eingetragener 
Lebenspartnerschaft) nicht auf den Bestand der Ehe 
aus. 

Fraglich könnte dies nur dann sein, wenn die Ehe – wie 
im vorliegenden Fall – vor dem 1.10.2017 geschlossen 
worden und auch die Geschlechts umwandlung vor die-
sem Stichtag erfolgt ist. Nach Ansicht der Literatur gel-
ten in solchen Fällen (mangels gesetzlicher Regelung) 
die Grundsätze, die das BVerfG in seiner Ent scheidung 
vom 27.5.2008 (BVerfGE 121, 175 = NJW 2008, 3117) 
entwickelt hat. Danach lassen die rechtliche Anerken-
nung des Geschlechtswechsels gem. § 8 TSG und die 
daraus folgende faktische Gleichgeschlechtlichkeit der 
Partner den Bestand der Ehe un berührt, wenn beide 
Ehegatten an ihrer Ehe festhalten wollen (vgl. auch 
MünchKommBGB/Wellenhofer, 9. Aufl . 2019, Vor 
§ 1303 BGB Rn. 17). Nach der Ge schlechtsumwandlung 
würde die Ehe zwar tatsächlich und nach ihrem äußeren 
Er scheinungsbild von gleichgeschlechtlichen Partnern 
geführt. Sie sei aber weiter hin eine dauerhafte Lebens- 
und Verantwortungsgemeinschaft zweier Ehegatten, 
die als solche vom grundrechtlichen Schutz des Art. 6 
Abs. 1 GG nicht ausgenommen sei (NJW 2008, 3117 
Tz. 59).

Im vorliegenden Fall dürfte ohne Weiteres davon aus-
zugehen sein, dass die Ehe der Beteiligten Fortbestand 
hatte, sodass Frau A NN nunmehr auch ein Stiefkind 
wie gewünscht adoptieren kann. 
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Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
ten-Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können 
die Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder 
mit Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt 
ebenfalls für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

GBO § 18; GNotKG §§ 13, 39 
Zwischenverfügung wegen Nichtmitteilung der 
Werte für die Kostenberechnung 
Abruf-Nr.: 173395

ErbbauRG §§ 1 Abs. 4, 32 
Zulässigkeit von Heimfallgründen; Pfl ichtverlet-
zung im Rahmen eines Pachtvertrages über Neben-
fl ächen des Erbbaugrundstücks als Heimfallgrund
Abruf-Nr.: 173328

Rechtsprechung
UmwG §§ 194 Abs. 1 Nr. 3, 202 Abs. 1 Nr. 2 S. 1, 
228 Abs. 1
Formwechsel der GmbH in die KG: Beitritt des per-
sönlich haftenden Gesellschafters mit Wirksamwer-
den des Formwechsels; Kontinuität der Mitglied-
schaft
 
Beim Formwechsel einer GmbH in eine KG ist der 
Eintritt des persönlich haftenden Gesellschafters 
mit Wirksamwerden des Formwechsels möglich.

OLG Oldenburg, Beschl. v. 19.12.2019 – 12 W 133/19 
(HR)

Problem
Die Entscheidung behandelt die höchstrichterlich bis-
her noch nicht geklärte Frage, ob ein Gesellschafter der 
Zielgesellschaft eines Formwechsels im Zuge des Form-
wechsels beitreten kann. Im Hintergrund steht das im 
Umwandlungsrecht essentielle Prinzip der Kontinuität 
der Mitgliedschaft: Jeder Gesellschafter des übertragen-
den/formwechselnden Rechtsträgers erhält auch einen 
Anteil am übernehmenden oder Zielrechtsträger (An-
teilsgewährpfl icht). Die Entscheidung des OLG Olden-
burg lässt sich in eine kleine Reihe weiterer Entschei-
dungen einordnen: 

– Das BayObLG ließ es in einer Entscheidung von 
1999 (DNotZ 2000, 233, 234 f.) beim Formwechsel 

einer GmbH in eine KG zu, dass die Komplementär-
GmbH im Zeitraum zwischen Umwandlungsbeschluss 
und Eintragung des Formwechsels Gesellschafterin 
des Ausgangsrechtsträgers wurde. Es genüge, wenn 
die Voraussetzungen des Formwechsels zum Zeit-
punkt der Eintragung vorlägen. Ob auch ein Beitritt im 
Moment des Formwechsels möglich sei, ließ das Bay-
ObLG off en, sprach sich aber tendenziell gegen diese 
Möglichkeit aus.

– Der BGH erwähnte in einer Entscheidung von 2005 
(DNotZ 2005, 864, 865) obiter dictum, dass ein Ge-
sellschafter im Zuge des Formwechsels neu hinzutreten 
könne.

– In jüngerer Zeit akzeptierte das KG (DNotZ 2019, 
384 Tz. 11 ff . = DNotI-Report 2019, 40) beim Form-
wechsel einer KG in eine GmbH das Ausscheiden des 
persönlich haftenden Gesellschafters mit dem Wirk-
samwerden des Formwechsels.

Entscheidung
Im Fall des OLG Oldenburg beschloss die Alleingesell-
schafterin (B2) einer GmbH mit Zustimmung der B3-
UG den Formwechsel der GmbH in eine  UG & Co. 
KG. An der künftigen KG sollte die B2 als Kommandi-
tistin und die B3-UG als einzige Komplementärin ohne 
Kapitalanteil beteiligt sein. Die B3-UG sollte der KG 
mit der Eintragung des Formwechsels im Handelsregis-
ter beitreten. Das Registergericht wies den Eintragungs-
antrag mit der Begründung zurück, der Formwechsel 
widerspreche dem Grundsatz der Kontinuität der Ge-
sellschafter. Hiernach müssten die Gesellschafter des 
künftigen Rechtsträgers bereits vor dem Formwechsel 
Gesellschafter der formwechselnden GmbH geworden 
sein. Dies sei bzgl. der B3-UG nicht einmal für eine lo-
gische Sekunde der Fall gewesen.

Das OLG Oldenburg hat die Bedenken des Register-
gerichts für unbegründet gehalten und der Beschwerde 
gegen die Zurückweisung stattgegeben. Der Grundsatz 
der Kontinuität der Mitgliedschaft (§§  194 Abs.  1 
Nr. 3, 202 Abs. 1 Nr. 2 S. 1 UmwG) stehe einem Beitritt 
der Komplementärin im Zeitpunkt der Eintragung 
nicht entgegen. Diese Kontinuität sei zwar grundle-
gendes Prinzip des Formwechsels; sie diene jedoch dem 
Schutz der Gesellschafter, nämlich der Fortsetzung 
ihrer Mitgliedschaft beim neuen Rechtsträger. Dieser 
Schutzzweck werde nicht tangiert, wenn sich sämtliche 
Beteiligten einig seien und ein Gesellschafterwechsel 
bereits nach den allgemeinen gesellschaftsrechtlichen 
überzähligen „Änderungsmöglichkeiten“ erfolgen kön-
ne. Im Hinblick auf ein solches „Mehr“ an Umstruktu-
rierung versage das Umwandlungsrecht seine Hilfe, was 
indes keine Untersagung bedeute. Sowohl nach dem 
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GmbH-Recht als auch nach dem KG-Recht sei der je-
derzeitige Beitritt eines Gesellschafters möglich.

Für den gewählten Weg gebe es im Übrigen ein prak-
tisches Bedürfnis: In der typischen GmbH & Co. KG 
sei eine Kapitalbeteiligung der Komplementär-GmbH 
nicht vorgesehen. Diese sei aber Voraussetzung, dass die 
Komplementärin bereits vor dem Wirksamwerden des 
Formwechsels der GmbH beitreten könne. Umgekehrt 
müsse die KG nach Personengesellschaftsrecht spätes-
tens im Zeitpunkt des Wirksamwerdens über mindes-
tens zwei Gesellschafter verfügen (vgl. §  228 Abs.  1 
UmwG). Die Alternative, die spätere Komplementär-
GmbH mit einer geringfügigen Kapitalbeteiligung be-
reits am Ausgangsrechtsträger zu beteiligen, widersprä-
che dem Ziel des Kontinuitätsgebots insoweit, als der 
Kapitalanteil des bisherigen Alleingesellschafters der 
GmbH „verwässert“ würde.

Das OLG Oldenburg sieht sich im Einklang mit den 
oben skizzierten Entscheidungen. Dass sich das sog. 
Treuhandmodell (d. h. eine treuhänderische Minimal-
kapitalbeteiligung vorweg) nun für die Praxis erledigt 
hat, lässt sich dennoch bis zu einer höchstrichterlichen 
Entscheidung nicht ohne Weiteres sagen. In anderen 
OLG-Bezirken dürfte Rücksprache mit dem Register-
gericht zu empfehlen sein (vgl. bereits DNotI-Report 
2019, 40, 41).

GBO §§ 22 Abs. 2, 29, 47 Abs. 2 S. 2, 18 Abs. 1
Grundbuchberichtigungsverfahren: Unrichtigkeits-
nachweis bei Tod eines GbR-Gesellschafters; Vorlage 
eines privatschriftlichen Gesellschaftsvertrags 

Die Berichtigung des durch den Tod eines Gesell-
schafters bürgerlichen Rechts unrichtig gewordenen 
Grundbuchs setzt neben dem Nachweis des Verster-
bens eines bisherigen Gesellschafters und des Nach-
weises der Erbfolge einen Nachweis des Inhalts des 
Gesellschaftsvertrags voraus. Wurde dieser privat-
schriftlich errichtet, kann die Vorlage dieses nicht 
in der grundbuchrechtlichen Form entsprechenden 
Gesellschaftsvertrags genügen.

OLG München, Beschl. v. 7.1.2020 – 34 Wx 420/19

Problem
Verändert sich der Gesellschafterbestand der im Grund-
buch eingetragenen GbR oder löst sich diese auf, so 
muss das Grundbuch gem. § 47 Abs. 2 GBO berich-
tigt werden. Die Grundbuchberichtigung kann ent-
weder durch Unrichtigkeitsnachweis (§ 22 GBO) oder 
durch Berichtigungsbewilligung (§ 19 GBO) erfolgen. 

Im vorliegenden Fall verstarb ein Gesellschafter einer 
im Grundbuch eingetragenen GbR. Der Gesellschafts-
vertrag war privatschriftlich verfasst und enthielt für 
den Fall des Todes eines Gesellschafters eine Nachfol-
geklausel. Hiernach sollte die Gesellschaft nicht auf-
gelöst, sondern mit den Erben oder Vermächtnisneh-
mern des Verstorbenen fortgesetzt werden. Nach dem 
Erbfall beantragte einer der Erben die Berichtigung des 
Grundbuchs dahingehend, dass der Erblasser aus der 
GbR ausgeschieden sei und die Erben an seiner Stelle 
Gesellschafter geworden seien. Vorgelegt wurden dabei 
der privatschriftliche Gesellschaftsvertrag und schrift-
liche Erklärungen aller Gesellschafter, dass der Gesell-
schaftsvertrag unverändert sei, darüber hinaus schrift-
liche Erklärungen der Erben, dass diese nicht von ihrem 
gesellschaftsvertraglichen Recht zur Ablehnung des Ge-
sellschafterbeitritts Gebrauch gemacht hätten. 

Das Grundbuchamt forderte für die Eintragung hin-
gegen die Berichtigungsbewilligungen aller verbliebe-
nen Gesellschafter und aller Erben. Eine Berichtigung 
aufgrund Unrichtigkeitsnachweises scheide mangels no-
tariellen Gesellschaftsvertrags aus.

Entscheidung
Die Beschwerde des (Mit-)Erben hatte Erfolg und die 
Zwischenverfügung des Grundbuchamts wurde aufge-
hoben – wenn auch nur aus formellen Gründen. In ma-
terieller Hinsicht legte das OLG jedoch unverbindlich 
dar, dass für den Unrichtigkeitsnachweis im Grund-
buchberichtigungsverfahren kein notarieller GbR-Ge-
sellschaftsvertrag erforderlich sei. 

Nach Ansicht des OLG ist es sachgerecht, an den Un-
richtigkeitsnachweis keine anderen Anforderungen zu 
stellen als an den Nachweis der Berichtigungsbewilli-
gungsbefugnis. Letzteres hatte das OLG München be-
reits in einer Entscheidung von 2014 (FGPrax 2015, 57, 
58 = MittBayNot 2015, 477 m. Anm. Tomasic) obiter 
dictum angedeutet. 

Die Reduzierung der Anforderungen auch beim Unrich-
tigkeitsnachweis begründete das OLG folgendermaßen: 
In der Rechtsprechung werde eine Abweichung vom 
strengen Formerfordernis prinzipiell für möglich gehal-
ten, wenn sich die Be teiligten andernfalls in einer un-
überwindlichen Beweisnot befänden. Bzgl. der Berich-
tigungsbewilligung akzeptiere man die Feststellung der 
Person der bewilligungsbefugten neuen Gesellschafter 
durch privatschriftlichen Gesellschaftsvertrag (ggf. in 
Verbindung mit einem Erbschein). Dann ist es aus Sicht 
des Gerichts nicht gerechtfertigt, einen privatschrift-
lichen Gesellschaftsvertrag bei der Grundbuchberich-
tigung durch Unrichtigkeitsnachweis abzulehnen. Das 
Gesetz schreibe prinzipiell keine spezielle Form für den 
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Gesellschaftsvertrag einer GbR vor, sodass auch ein no-
tarieller Gesellschaftsvertrag keinen Schutz vor späteren 
formfreien Vertragsänderungen biete. Vielmehr könn-
ten Zweifel an der Aktualität eines privatschriftlichen 
Gesellschaftsvertrags durch privatschriftliche Erklärun-
gen aller eingetragenen ursprünglichen Gesellschafter 
sowie der Erben beseitigt werden. 

Literaturhinweise
C.  Armbrüster/N.  Preuß/T.  Renner (Hrsg.), 
BeurkG/DONot, 8. Aufl ., Deutscher Notarverlag, 
Bonn 2020, 1080 Seiten, 174.– €

Über vier Jahre nach Erscheinen der letzten Aufl age ist 
das Standardwerk zum Beurkundungsgesetz und zur 
DONot nunmehr in achter Aufl age erschienen. Neu 
enthalten sind u. a. die Vorschriften zum elektronischen 
Urkundenarchiv. Die Angaben zum Inkrafttreten der 
§§ 55 Abs. 2 und 59a BeurkG sind allerdings nach Re-
daktionsschluss durch Tätigwerden des Gesetzgebers 
bereits wieder überholt. Das elektronische Urkunden-
archiv samt Verwahrverzeichnis geht einheitlich zum 
1.1.2022 an den Start (vgl. BGBl. I 2019, S. 1942). Das sei 
nur ergänzt: Änderungen nach Redaktionsschluss sind 
freilich weder dem Verlag noch den Autoren anzulasten.

Ansonsten führt das Werk in bewährter Manier sicher 
durch die alltäglichen Fragen des notariellen Beurkun-
dungsrechts und der Dienstordnung. Ausführlich wer-
den bspw. die praktisch relevanten Problemfälle bzgl. 
der Zwei-Wochen-Frist behandelt (§ 17 Rn. 233 ff .). 
Hier wird insbesondere besprochen, in welchen Fällen 
der Vertragsergänzung oder -anpassung ein erneutes 
Einhalten der Zwei-Wochen-Frist erforderlich ist. Pra-
xisnähe zeigt das Werk auch bei der Darstellung mög-
licher Verweisungen nach § 14 BeurkG und der als pro-
blematisch diskutierten Einzelfälle (§ 14 Rn. 12 ff .). 

Insgesamt bietet das Werk nicht nur an diesen Stellen 
einen tiefen Einblick in das Beurkundungsrecht und 
kann jedem Notar aufgrund der Praxisnähe zur An-
schaff ung empfohlen werden. 

 Notarassessor Dr. Julius Forschner
T.  Heidel (Hrsg.), Aktienrecht und Kapitalmarkt-
recht, 5. Aufl ., Nomos-Verlag, Baden-Baden 2020, 
3293 Seiten, 248.– €

Der von Heidel herausgegebene Kommentar zum Ak-
tien- und Kapitalmarktrecht dürfte inzwischen allen 
Praktikern ein Begriff  sein, die mit der Materie zu tun 
haben. Während das Kapitalmarktrecht die Notare nur 
selten und am Rande berührt, haben doch die meisten 

Kollegen hin und wieder mit aktienrechtlichen Frage-
stellungen zu tun. So ist es wohl kein Zufall, dass zum 
Autorenteam des Kommentars auch einige Notarkolle-
gen gehören. 

Bei den Kommentierungen zu den notarrelevanten Vor-
schriften fällt positiv auf, dass bspw. dem Zweck der 
notariellen Beurkundung der Gründungssatzung (§ 23 
AktG Rn.  3) ausreichend Raum gegeben wird. Bei 
§  130 AktG wird ausführlich auf das Beurkundungs-
verfahren eingegangen (Rn. 15 ff .), insbesondere auf die 
Frage, inwieweit eine Ergänzung und Berichtigung des 
Tatsachenprotokolls durch den Notar gestattet ist. Auch 
die praxisrelevanten Fragen der Prüfungs- und Hinweis-
pfl ichten bei der P rotokollierung einer Hauptversamm-
lung werden ausführlich besprochen (Rn. 19 ff .).

Lesenswert ist das eigene Kapitel zum europäischen 
Gesellschaftsrecht. Wer sich der Grundlagen der Ge-
sellschaftsrechtsharmonisierung vergewissern will,wird 
hier fündig. Nicht besonders ausführlich ist der Teil zur 
SE, was allerdings verständlicherweise dem Konzept als 
einbändiges Werk geschuldet ist. Alles in allem ist das 
Buch für Notare, die häufi ger mit dem Aktienrecht in 
Berührung kommen, auf jeden Fall einen Kauf wert.

Notarassessor Dr. Julius Forschner

C.-H. Horn, Materialienkommentar Erbrecht, No-
mos/Zerb, Baden-Baden 2020, 1662 Seiten, 169.– €

Das vorliegende Werk ist mit Sicherheit das Gegen-
teil eines Handbuchs für Praktiker. Und gerade das 
macht es so reizvoll. Claus-Henrik Horn hat in mühe-
voller Kleinarbeit die historischen Materialien zum Er-
brecht zusammengetragen und in einem Werk zusam-
mengestellt. Vorbei ist das mühsame Suchen in alten, 
nur verstreut vorhandenen Frakturwerken. Da sich das 
Erbrecht im Vergleich zu anderen Rechtsgebieten als ge-
radezu hartnäckig beständig erweist, ist die historische 
Auslegung erbrechtlicher Normen von besonderer Be-
deutung. Der Herausgeber bezeichnet sein Buch deswe-
gen im Vorwort nicht ganz zu Unrecht als „historisch-
aktuellen Kommentar“. 

Spannend lesen sich bspw. die Beratungen zu den or-
dentlichen Testamentsformen. Mancher Kollege, der 
einen Erbschein aufgrund eines privatschriftlichen Tes-
taments vorzubereiten hat, mag sich wünschen, dass 
sich der Abgeordnete v. Buchka mit seiner Auff assung 
durchgesetzt hätte: „Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
ich das holographische Testament für ein schweres Unglück 
halte. Meiner Auff assung nach ist die Einrichtung des 
letzten Willens ein Akt, welcher mit einer gewissen Feier-
lichkeit vorgenommen werden muß, so daß der Testirende 
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in dem Moment, wo er seinen letzten Willen zur Rechts-
beständigkeit erhebt, sich der Wichtigkeit dieses Moments 
bewußt wird, und diesem Erforderniß entspricht nur die 
Errichtung des Testaments vor dem Richter oder vor dem 
Notar […]“ (Beratungen im Reichstag im Jahr 1896, 
§ 2231 Rn. 101).

Das Werk lohnt sich zur Anschaff ung (nicht nur) für 
alle rechtsgeschichtlich interessierten Kollegen sowie für 
alle, die mit  der Auslegung erbrechtlicher Vorschriften 
befasst sind und hierbei die Geschichte nicht außer Acht 
lassen wollen. 

Notarassessor Dr. Julius Forschner

W. Schulz, Notarformulare Bauträgerrecht, 3. Aufl ., 
Deutscher Notarverlag, Bonn 2019, 456 Seiten, 
94.– €

Das Formularbuch von Schulz zum Bauträgerrecht ist 
nunmehr in der dritten Aufl age erschienen. Die Neu-
aufl age ist insbesondere deswegen erforderlich gewor-
den, weil bereits seit einiger Zeit die Baurechtsreform in 
Kraft getreten ist. Das Bauträgerrecht wird in der Lite-
ratur insgesamt nicht in dem gleichen Maße bearbeitet, 
wie es die notarielle Praxis prägt. Deswegen ist es er-
freulich, dass mit dem „Schulz“ inzwischen ein umfang-
reiches Formularbuch am Markt etabliert ist.

Das Buch enthält neben den alltäglichen Standard-
formularen (wie etwa ein  Muster für einen Bauträger-
vertrag über ein noch zu erstellendes Wohnungs- und 
Teileigentum oder eine Doppelhaushälfte) zahlreiche 
für die Praxis hochrelevante Spezialmuster, z. B. für den 
Bauträgervertrag eines Sanierungsobjekts oder für den 
Tausch mit dem Bauträger. In der neuen Aufl age hinzu-
gekommen sind ein Formular mit Erläuterungen zum 
Th ema Nachtragserwerb zu einem Bauträgervertrag so-
wie ein Textbaustein für eine Option zum Erwerb einer 
Wohnung bei einem Bauplatzverkauf.

Das Buch bietet insbesondere denjenigen Notaren einen 
guten Einstieg, die nicht in Großstädten angesiedelt 
sind und für die somit der Kauf vom Bauträger nicht 
zum Alltagsgeschäft gehört. Erfreulich ist insbesondere, 
dass die Muster über einen Link im Buch auch online 
heruntergeladen werden können. 

Notarassessor Dr. Julius Forschner

Veranstaltungen
Fünfzehntes Symposium des Instituts für Notarrecht 

an der Friedrich-Schiller-Universität Jena

„Moderne Familienstrukturen: Familien- und 
Erbrecht “

Veranstaltungsort:
in den Rosensälen der Friedrich-Schiller-Universität, 
Fürstengraben 27, 07743 Jena

Datum: 
Freitag, 24.4.2020, 09:30 Uhr

Referenten:
Prof. Dr. Christine Budzikiewicz
Priv.-Doz. Dr. med. habil. Heidi Fritzsche
Prof. Dr. Philipp Reuß
Notar Prof. Dr. Christopher Keim
Notar Prof. Dr. Dr. Herbert Grziwotz

Teilnahmegebühr:
Der Tagungsbeitrag beträgt 90 € für Mitglieder der 
NotRV, 150 € für Nichtmitglieder und 45 € für No-
tarassessoren und Rechtsanwälte mit höchstens dreijäh-
riger Zulassung. Für Notarassessoren, die Mitglied der 
NotRV sind, Studenten und Mitarbeiter der FSU Jena 
ist die Tagung beitragsfrei.

Anmeldung und Kontaktdaten:
per E-Mail an notarinstitut@uni-jena.de sowie per Post 
an Institut für Notarrecht an der FSU Jena, Carl-Zeiß-
Str. 3, 07743 Jena, Tel.: 03641/9-42510
Wohnungseigentumsrecht und Erbbaurecht für 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Notariat 
(Tondorf), 1.4.2020 Heusenstamm

GmbH-Recht für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Notariat (Herzog), 22.4.2020 Bochum

Intensivkurs Kostenrecht (Diehn), 24.-25.4.2020 
Heusenstamm

GNotkG – Ermittlung von Beurkundungsgegen-
ständen und deren Geschäftswerte (Schmidt/
Tondorf), 30.4.2020 Berlin

Weitere Ter mi ne für April 2020, An mel dung und nä-
he re In for ma tio nen erfragen Sie bitte di rekt beim DAI-
Fach insti tut für No tare, Post fach 250254, 44740 
Bo chum, Tel.  (0234) 970 64 18, Fax (0234) 70 35 07 
(www.an walts in sti tut.de). 

Stellenanzeige
Wir suchen baldmöglichst einen
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für unseren Bereich:

Internationales und ausländisches Privatrecht.

Sie sollten überdurchschnittliche Examina vorweisen 
und Interesse am wissenschaftlichen Arbeiten haben. 
Promotion und/oder LL.M. sind wünschenswert, aber 
nicht zwingend erforderlich.

Das Deutsche Notarinstitut bietet Ihnen die einzigarti-
ge Möglichkeit, an der Schnittstelle von Wissenschaft 
und Praxis zu arbeiten. Im Rahmen unserer Beratungs-
tätigkeit ist wissenschaftliche Präzision ebenso wichtig 
wie die Entwicklung praxisgerechter Lösungen.

Sie arbeiten eigenverantwortlich in einem kollegialen 
Team. Wir bieten Ihnen interessante Aufgabenstellun-
gen, hervorragende Arbeitsbedingungen (wie etwa eine 
fl exible Ausgestaltung der Arbeitszeit), eine langfristige 

Berufsperspektive sowie eine Ihrer Qualifi kation ent-
sprechende Vergütung. Wissenschaftliche Tätigkeit 
wird gefördert. Die Stelle kann auch in Teilzeit besetzt 
werden.

Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen ausschließ-
lich per E-Mail an: d.schmitt@dnoti.de.
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